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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 10. Januar 1958 

10 — 21600— 1582/58 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung des 
Bundesamtes für zivilen Bevölkerungsschutz 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 186. Sitzung am 20. Dezember 1957 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf, wie aus der Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu 
nehmen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdrudeerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Errichtung des Bundesamtes für zivilen Bevölkerungsschutz 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Der Bund errichtet ein Bundesamt für zivilen 
Bevölkerungsschutz; es untersteht dem Bundes- 
minister des Innern. 

§ 2 

(1) Auf das Bundesamt für zivilen Bevölkerungs- 
schutz gehen die Aufgaben der Bundesanstalt für 
zivilen Luftschutz und der Bundesanstalt Tech- 
nisches Hilfswerk über. 

(2) Das Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz 
tritt an die Stelle des Bundesamtes für den Luft- 
schutzwarndienst im Sinne der §§ 7 und 8 des 
Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum Schutz der 
Zivilbevölkerung vom 9. Oktober 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1696). 

(3) Dem Bundesamt für zivilen Bevölkerungs- 
schutz werden ferner die dem Bundesminister des 
Innern zustehenden Befugnisse auf dem Gebiete 
des Luftschutzhilfsdienstes und der Sicherstellung 
des Kulturgutes mit Ausnahme der Befugnisse aus 
§ 9 Abs, 2 und § 29 Abs. 2 des Ersten Gesetzes 
über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung 
übertragen. 

(4) Die Ausübung der Bundesaufsicht und der 
Weisungsbefugnis, die dem Bundesminister des 
Innern im Rahmen der Auftragsverwaltung auf 
Grund des Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung zustehen, wird dem 
Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz über- 
tragen, soweit ihm der Vollzug dieses Gesetzes 
obliegt. 

(5) Der Bundesminister des Innern bedient sich 
des Bundesamtes zur Erfüllung weiterer Aufgaben, 
die dem Bunde auf dem Gebiet des zivilen Bevöl- 
kerungsschutzes obliegen. 

§ 3 

Das Erste Gesetz über Maßnahmen zum Schutz 
der Zivilbevölkerung wird wie folgt geändert: 


1. Dem § 31 Abs. 1 wird als Satz 4 angefügt: 

„Er kann die Ausübung der Aufsicht dem Bun- 
desamt für zivilen Bevölkerungsschutz über- 
tragen." 

2. § 31 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Bundesluftschutzverband hat die 
Aufgabe, nach den Richtlinien und Weisungen, 
die vom Bundesminister des Innern oder in 
seinem Aufträge vom Bundesamt für zivilen 
Bevölkerungsschutz erlassen werden, 

1. die Bevölkerung über die Gefahren 
von Angriffen aus der Luft aufzuklä- 
ren, sie bei Luftschutzmaßnahmen zu 
beraten sowie die Organisation und 
Ausbildung freiwilliger Helfer für den 
Selbstschutz der Bevölkerung durch- 
zuführen, 

2. im Rahmen der gesetzlichen Vorschrif- 
ten bei der Durchführung von son- 
stigen Luftschutzmaßnahmen mitzu- 
wirken," 

§ 4 

(1) Dieses Gesetz gilt unter dem Vorbehalt der 
dem Land Berlin nach Absatz 2 erteilten Ermächti- 
gung nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten unter dem gleichen Vorbehalt im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

(2) Das Land Berlin wird ermächtigt, den Zeit- 
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes und der 
hierzu ergehenden Rechtsverordnungen oder von 
Teilen dieses Gesetzes und der hierzu ergehenden 
Rechtsverordnungen abweichend von §§ 13 und 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes zu bestimmen. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Das Erste Gesetz über Maßnahmen zum Schutz der 
Zivilbevölkerung vom 9, Oktober 1957 (BGBl. I 
S. 1696), das in wesentlichen Teilen vom Bunde 
durchzuführen ist, läßt eine Fülle von organisato- 
rischen Arbeiten erwarten, die nach Art und Um- 
fang nicht in der Ministerialinstanz erledigt werden 
sollten. Aus diesem Grunde hat der Bundesminister 
der Innern schon mit Erlaß vom 6. Juli 1957 (GMBl. 
S. 242) für seinen Geschäftsbereich die „Bun- 
desdienststelle für zivilen Bevölkerungsschutz“ er- 
richtet. Der fortschreitende Aufbau des zivilen 
Bevölkerungsschutzes wird für den Bund weitere 
Aufgaben vorwiegend hoheitlicher Art entstehen 
lassen, so daß die Bundesdienststelle für zivilen 
Bevölkerungsschutz die ihr zugedachten Aufgaben 
in Zukunft nur als Bundesoberbehörde erfüllen 
kann. Der vorgelegte Entwurf soll die gesetzliche 
Grundlage für die Errichtung dieses Bundesamtes 
schaffen, ohne die den Ländern aus der Auftrags- 
verwaltung nach § 2 des Gesetzes zustehenden 
Kompetenzen zu beeinträchtigen. 

Zu § 1 

Das Bundesamt soll als Bundesoberbehörde im 
Sinne des Artikels 87 GG errichtet werden und den 
Namen „Bundesamt für zivilen Bevölkerungs- 
schutz" erhalten. Da sich sein Wirkungsbereich auf 
das Sachgebiet des Schutzes der Zivilbevölkerung 
(ziviler Bevölkerungsschutz) erstreckt, für das der 
Bundesminister des Innern federführend ist, soll 
das Bundesamt seinem Ressort unterstellt werden. 

Zu § 2 

Bei der Bestimmung des Aufgabengebietes für das 
Bundesamt war zu berücksichtigen, daß eine Bun- 
desoberbehörde nur solche Aufgaben wahrnehmen 
kann, die ihr durch Gesetz zugewiesen sind. Diesen 
Erfordernissen trägt § 2 Rechnung. 

In Absatz 1 werden in Übereinstimmung mit dem 
eingangs erwähnten Erlaß vom 6. Juli 1957 die 
Aufgaben der Bundesanstalt für zivilen Luftschutz, 
errichtet durch Erlaß vom 11. Dezember 1953 (GMBl. 
S. 577), und der Bundesanstalt Technisches Hilfs- 
werk, errichtet durch Erlaß vom 25. August 1953 
(GMBL S. 507), auf das Bundesamt für zivilen Be- 
völkerungsschutz übertragen. 

In Absatz 2 ist vorgesehen, daß das Bundesamt 
auch die Aufgaben des Bundesamtes für den Luft- 
schutzwarndienst wahrnehmen soll. Die Errichtung 
des Bundesamtes für den Luftschutzwarndienst war 
in § 7 des Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung vorgesehen; es er- 
schien aber zweckmäßig, die Errichtung dieses 
Amtes so lange auszusetzen, bis eine Entscheidung 
über die Errichtung des Bundesamtes für zivilen 
Bevölkerungsschutz getroffen ist. Die Verzögerung 
der Errichtung des Bundesamtes für den Luftschutz- 
warndienst war auch deshalb vertretbar, weil die 


Errichtung der Warnämter aus sachlich bedingten 
Gründen noch Zeit erfordert. 

Absatz 3 sieht vor, daß die dem Bundesminister 
des Innern zustehenden Befugnisse auf dem Ge- 
biete des Luftschutzhilfsdienstes und der Sicher- 
stellung des Kulturgutes auf das Bundesamt für 
zivilen Bevölkerungsschutz übertragen werden sol- 
len, Durch diese Zuständigkeitsregelung soll die 
Ministerialinstanz von weiterer Verwaltungsarbeit 
entlastet werden. Die Bestimmung der sogenannten 
Luftschutzorte usw. nach § 9 Abs. 2 und der Erlaß 
der allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur Erhal- 
tung des Kulturgutes nach § 29 Abs. 2 des Ersten 
Gesetzes über Maßnahmen zum Schutz der Zivil- 
bevölkerung verbleiben jedoch beim Bundesmini- 
ster des Innern. 

Dem gleichen Zweck wie Absatz 3 dient Absatz 4, 
Danach soll die Ausübung der Bundesaufsicht und 
der Weisungsbefugnis, die dem Bundesminister des 
Innern auf Grund des Ersten Gesetzes über Maß- 
nahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung zustehen, 
ebenfalls dem Bundesamt übertragen werden. Diese 
Übertragung stützt sich auf Artikel 87 b Abs. 2 GG 
und entspricht der in § 8 Abs. 2 des Ersten Geset- 
zes über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölke- 
rung vorgesehenen Befugnis des Bundesamtes für 
Luftschutz Warndienst, die bereits nach § 2 Abs. 2 
dieses Gesetzentwurfs auf das Bundesamt für zivi- 
len Bevölkerungsschutz übergehen soll. 

Absatz 5 enthält den Grundsatz, der für die künf- 
tige Zuweisung weiterer Aufgaben an das Bundes- 
amt, die in der Regel eines Gesetzes bedarf, maß- 
gebend sein soll. Er hat nur programmatische Be- 
deutung. 

Zu § 3 

Auch diese Bestimmung verfolgt den Zweck, die 
Ministerialinstanz von entbehrlicher Verwaltungs- 
arbeit zu entlasten. Da das Erste Gesetz über Maß- 
nahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung in § 31 
Abs. 1 den Luftschutzverband der Aufsicht des Bun- 
desministers des Innern unterstellt hat, war die 
vorgeschlagene Änderung dieser Vorschrift erfor- 
derlich. Die vorgesehene Regelung ist zudem ela- 
stisch genug, um den jeweiligen Erfordernissen 
Rechnung zu tragen. Die Änderung des § 31 Abs, 2 
ist gleichfalls notwendig, da eine eigene Initiative 
des Bundesamtes ohne diese Änderung nicht zu- 
lässig wäre. 

Zu § 4 

Die Berlin-Klausel entspricht § 37 Abs. 1 und 2 des 
Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum Schutz der 
Zivilbevölkerung. 

Zu § 5 

Die Vorschrift entspricht der üblichkeit. Sie ist mit 
Rücksicht auf die Eilbedürftigkeit der dem Bundes- 
amt zugewiesenen Aufgaben sachlich geboten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. § 2 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Dem Bundesamt für zivilen Bevölkerungs- 
schütz obliegen folgende bisher von der Bundes- 
anstalt für zivilen Luftschutz und der Bundes- 
anstalt Technisches Hilfswerk wahrgenommenen 
Aufgaben: 

a) Die Ausbildung leitender Luftschutz- 
kräfte nach einheitlichen Richtlinien, 

b) die Mitarbeit bei der Vorbereitung 
einer einheitlichen Luftschutzplanung, 

c) die Sammlung und Auswertung von 
Veröffentlichungen des In- und Aus- 
landes auf dem Gebiete des zivilen 
Luftschutzes, 

d) die Aufgabenstellung und Auswertung 
der technisch-wissenschaftlichen Luft- 
schutzforschung, 

e) die Prüfung von ausschließlich oder 
überwiegend für den Luftschutz be- 
stimmten Geräten und Mitteln, soweit 
diese nicht von anderen geeigneten An- 
stalten vorgenommen werden kann, so- 
wie die Mitwirkung bei der Zulassung 
dieser Gegenstände und bei der 
Normung, 

f) die Leistung technischer Dienste im zi- 
vilen Luftschutz." 

Begründung 

Die Errichtung einer Bundesoberbehörde 
nach Artikel 87 Abs. 3 in Verbindung mit 
Artikel 87 b Abs. 2 GG setzt eine enumera- 
tive Aufzählung der Aufgaben dieser Be- 
hörde durch Bundesgesetz voraus; nach 
diesen Grundsätzen ist auch bisher bei der 
Errichtung der Bundesoberbehörden ver- 
fahren worden. Diesem Erfordernis wird 
durch die mittelbare Bezugnahme auf den 
Gründungserlaß des THW vom 25. August 
1953 und auf den Gründungserlaß der Bun- 
desanstalt für zivilen Luftschutz vom 
21. Januar 1954 nicht genügt. Darüber hin- 
aus läßt die Bezugnahme auf den Grün- 
dungserlaß des THW die Möglichkeit offen, 
daß auch die „Erste Aufgabe" (Katastro- 
phenschutz) und die „Dritte Aufgabe" (tech- 
nische Hilfe bei Notständen) in den Auf- 
gabenbereich der Bundesoberbehörde ein- 
bezogen oder jedenfalls mittelbar sanktio- 
niert werden sollen. Es erscheint deshalb 
notwendig, daß der Entwurf einerseits eine 
klare Aufgabenumschreibung enthält, an- 
dererseits aber die Bezugnahme auf die 
bisherigen — nicht unbestrittenen — Or- 
ganisationsformen so faßt, daß eine solche 
Sanktionierung vermieden wird. 


Abgesehen davon würde durch § 2 Abs. 1 
der Regierungsvorlage auch die Gesetz- 
gebungskompetenz des Bundes aus Ar- 
tikel 73 Nr. 1 GG überschritten. Danach ist 
der Schutz der Zivilbevölkerung nur ein 
Unterfall des Begriffs „Verteidigung". Eine 
allgemeine Kompetenz des Bundes für den 
Katastrophenschutz oder die Bekämpfung 
von allgemeinen Notständen, welche zu 
den Aufgaben der Bundesanstalt Tech- 
nisches Hilfswerk gehören, ist weder durch 
Artikel 73 Nr. 1 GG noch durch eine an- 
dere Vorschrift des Grundgesetzes be- 
gründet. 

2. Gegen die in § 2 Abs. 4 vorgesehene Übertra- 
gung der Bundesaufsicht auf das Bundesamt für 
zivilen Bevölkerungsschutz bestehen verfassungs- 
rechtliche Bedenken. Die Bundesaufsicht im Rah- 
men der durch das Erste Luftschutzgesetz be- 
gründeten Auftragsverwaltung steht der Bundes- 
regierung als solcher zu; das Erste Luftschutz- 
gesetz enthält keine Bestimmung, die dieses Auf- 
sichtsrecht der Bundesregierung auf den Bundes- 
minister des Innern überträgt. Es ist daher nicht 
zutreffend, wenn § 2 Abs. 4 von Aufsichtsbefug- 
nissen des Bundesministers des Innern spricht. 
Demgemäß muß entweder die Erwähnung der 
Bundesaufsicht in § 2 Abs. 4 gestrichen, oder von 
der Bundesaufsicht, die der Bundesregierung zu- 
steht, gesprochen werden. 

Begründung 

Nach Artikel 87 b Abs. 2 Satz 2 GG kann mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Gesetz be- 
stimmt werden, daß die Befugnisse, die der Bun- 
desregierung und den zuständigen obersten Bun- 
desbehörden im Falle der Auftragsverwaltung 
auf Grund des Artikels 85 GG zustehen, ganz 
oder teilweise auf Bundesoberbehörden übertragen 
werden. Der Artikel 85 GG unterscheidet begriff- 
lich zwischen den Weisungsrechten, die im Ab- 
satz 3 geregelt sind und den zuständigen ober- 
sten Bundesbehörden zustehen, und der Bundes- 
aufsicht, die in Absatz 4 geregelt ist. Dabei setzt 
Artikel 85 Abs. 4 GG die Regelung des Arti- 
kels 84 Abs. 3 und 4 GG bei der landeseigenen 
Verwaltung voraus; lediglich der Umfang der 
Bundesaufsicht wird bei der Auftragsverwaltung 
auf die Zweckmäßigkeit der Ausführung erstreckt 
und der Bundesregierung gegenüber dem Arti- 
kel 84 Abs. 3 GG das Recht gegeben, Bericht und 
Vorlage der Akten zu verlangen und Beauftragte 
zu allen Landesbehörden zu entsenden. Insgesamt 
ergibt sich also, daß die Bundesaufsicht auch bei 
der Auftrags Verwaltung nach Artikel 85 GG nur 
von der Bundesregierung, nicht aber von den 
Bundesministern ausgeübt werden darf. 

3. § 2 Abs. 5 ist zu streichen. 
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Begründung 

Die Fassung des Absatzes 5 läßt nicht klar er- 
kennen, ob die Übertragung weiterer Aufgaben 
nur durch Gesetz vorgenommen werden kann (in 
der Begründung: „in der Regel" durch Gesetz), 


oder ob dies der Ermessensentscheidung des Bun- 
desministers des Innern unterliegt. Da jedoch 
weitere Aufgaben nur durch Gesetz übertragen 
werden können, sollte Absatz 5 schon zur Besei- 
tigung der darin enthaltenen Zweifelsfragen als 
überflüssig gestrichen werden. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung zu der Stellungnahme 

des Bundesrates 


Zu den Empfehlungen des Bundesrates vom 20. De- 
zember 1957 nimmt die Bundesregierung wie folgt 
Stellung: 

Zu Nr. 1 (§ 2 Abs. 1) 

Der Empfehlung wird zugestimmt. 

Zu Nr. 2 (§ 2 Abs. 4) 

Um den Einwendungen des Bundesrates Rechnung 
zu tragen, deren sachliche Berechtigung hier dahin- 


gestellt bleiben mag, wird vorgeschlagen, § 2 Abs. 4 
wie folgt einzuleiten: 

„(4) Die Ausübung der Bundesaufsicht im Auf- 
gabenbereich des Bundesministers des Innern und 

der Weisungsbefugnis, die dem 

zusteht," 

Zu Nr. 3 (§ 2 Abs. 5) 

Der Empfehlung wird zugestimmt. 
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